Begrindung
gemal § 4a Abs. 3i.V.m. § 3 Abs. 2undi.V.m. § 13 BauGB
zum Entwurf des Bebauungsplans 7-37Bc

fur Teilflachen zwischen

Dudenstralde, Tempelhofer Damm, Ringbahntrasse und Trasse der Berlin-Dresdener
/ Berlin-Anhalter Bahn im Bezirk Tempelhof-Schoneberg, Ortsteil Tempelhof.
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. Planungsgegenstand

I.1. Veranlassung und Erforderlichkeit

Anhand aktueller Vorhaben zur Nutzungsanderung in Ladengeschaften wurde im ge-
samten Bezirk Tempelhof-Schoneberg eine Ungleichbehandlung bei der Genehmi-
gungsfahigkeit gleicher Nutzungen in gleichen Baugebieten festgestellt. Hervorgeru-
fen wird diese Ungleichbehandlung durch die je nach planungsrechtlicher Vorgabe
anzuwendende Beurteilungsgrundlage. Als Beurteilungsgrundlage kommen bisher
die unterschiedlichen Baunutzungsverordnungen (BauNVO 1962, 1968, 1977, 1986
und 1990) bzw. die Bauordnung Berlin von 1958 (BauO'58) in Betracht, so dass eine
einheitliche Beurteilung eines Vorhabens innerhalb der gleichen Baugebietskategorie
nicht maglich ist. Ziel ist es, die Gleichbehandlung innerhalb der Baugebiete wieder
herzustellen.

Aber auch hinsichtlich der Konfliktbewaltigung der Vorhaben untereinander ist eine
planungsrechtliche Gleichbehandlung nicht mdglich. Der einzuhaltende Stérungsgrad
in den Baugebieten ist je nach anwendbarer Fassung der BauNVO bzw. der
BauO’58 unterschiedlich gefasst.

Hier zeigt sich die Planungspflicht der Gemeinde, die eine geordnete stadtebauliche
Entwicklung gewahrleisten muss. Hierzu ist es erforderlich, die planungsrechtlichen
Vorgaben hinsichtlich der festgesetzten Nutzungsarten dahingehend zu andern, dass
in allen bestehenden Baugebieten im Anwendungsbereich der ,alten® BauNVO bzw.
der BauO'58 zukunftig einheitliche planungsrechtliche Regelungen gelten.

Dieses Planungsziel wird durch die Uberleitung der bestehenden Baugebiete auf die
aktuellen Regelungen der BauNVO 1990 erreicht.

Um eine bessere Ubersichtlichkeit zu erhalten wird das Gebiet des Bezirks in Teilbe-
reiche aufgeteilt, so dass das Bezirksgebiet nach Ortsteilen oder zusammenhangen-
den Teilabschnitten in verschiedenen Geltungsbereichen wiederzufinden ist.

1.2. Plangebiet

Der Geltungsbereich liegt Gberwiegend im Ortsteil Tempelhof stdlich der Dudenstra-
Re entlang des Tempelhofer Damms bis zur Ringbahn. Es ergeben sich raumlich vier
Teilflachen. Gepragt wird das Plangebiet durch das Erhaltungsgebiet ,Gartenstadt
Tempelhof und den Mischgebietscharakter entlang des Tempelhofer Damms sowie
der Dudenstral3e / Manfred-von-Richthofen-Stralle.

1.3. Ausgangssituation

1.3.1.Bestand
1.3.1.1.Stadtrdumliche Einordnung und Eigentumsverhéltnisse

Das von der Planung betroffene Gebiet ist mit einem hohen Grinanteil durchzogen.
Das Plangebiet ist Uberwiegend durch Einfamilienhausbebauung in Form von Dop-



pel- und Reihenhausern sowie durch Geschosswohnungsbau mit und ohne Laden-
geschafte gepragt.

Ebenfalls pragend sind der Tempelhofer Damm, die Manfred-von-Richthofen-Stralie
und die Dudenstrale mit ihrer Versorgungsfunktion. Der sich hieraus ergebende
Standortvorteil hat eine hohe Nutzungsfluktuation zur Folge. Die vorhandene hetero-
gene Gebaudestruktur unterstutzt zusatzlich diesen standig fortlaufenden stadtebau-
lichen Wandel. Gleichzeitig sind die genannten Strallen zusammen mit der Boelcke-
stralle, dem Loewenhardtdamm und dem Werner-Vol3-Damm gebietspragende Ver-
kehrsachsen.

Der Uberwiegende Bestand an Grundsticken im Geltungsbereich befindet sich in pri-
vatem Eigentum.

1.3.1.2.Bodenschutz/Altlasten

Mit Stellungnahme des Fachbereich Umwelt vom 01.09.2010 wurde festgestellt, das
im Plangebiet eine Vielzahl von Altlasten- bzw. altlastenverdachtigen Flachen be-
kannt sind. Im Bebauungsplan werden keine Veranderungen hinsichtlich der Ge-
bietsausweisung, Bauweise bzw. der Uberbaubaren Grundstucksflachen vorgesehen.
Deshalb hat der Fachbereich Umwelt festgestellt, dass die gesunden Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse gewahrleistet sind.

I.3.2.Planerische Ausgangssituation
1.3.2.1.Raumordnung und Landesentwicklungsplanung

Folgende Ziele, Grundsatze und sonstige Erfordernisse der Raumordnung liegen vor:

+ Ziel 4.5 Abs. 1 Ziff. 2 LEP B-B (Entwicklung von Siedlungsflachen im in der Fest-
legungskarte 1 festgelegten Gestaltungsraum Siedlung)

* Grundsatz aus § 5 Abs.2 LEPro 2007 (Vorrang der Innen- vor Aufienentwicklung)

* Grundsatz 4.8 Abs. 1 LEP B-B (Entwicklung grofR¥flachiger Einzelhandelseinrich-
tungen mit zentrenrelevanten Sortimenten nur auf Standorten in stadtischen
Kernbereichen)

Die Konformitat des Bebauungsplans mit den o.g. Zielen wurde durch die Gemeinsa-

me Landesplanungsabteilung bestatigt.

1.3.2.2.Flachennutzungsplan

Im Flachennutzungsplan Berlin in der Fassung der Neubekanntmachung vom 12.
November 2009 (ABI. S. 2666) zuletzt geandert am 9. Juni 2011 (ABI. S. 2343) sind
Wohnbauflachen W1, W2 und W3 dargestellt, die vom Plangebiet erfasst werden.

Im Bebauungsplan wird Uberwiegend Wohngebiet festgesetzt. Entlang des Loewen-
hardtdamms und im Bereich zwischen Dudenstrale, Manfred-von-Richthofen-Stra-
Re, Schulenburgring und der Mussehlstralde werden bestandsorientiert und gemaf
Baunutzungsplan drei Mischgebiete jeweils kleiner 3 ha festgesetzt.

Entlang des Tempelhofer Damms werden Flachen bestandsorientiert, und wie schon
im Baunutzungsplan enthalten, als Mischgebiet festgesetzt. Die GesamtgroRRe liegt
bei ca. 3,5 ha. Der Flachennutzungsplan stellt diese Flache als Wohnbauflache W2
dar.



Aufgrund der Lage am Tempelhofer Damm gegenuber dem ehemaligen Flughafen
Tempelhof und der bereits bestehenden Mischgebietsnutzung wird eine Entwicklung
in Richtung allgemeines Wohngebiet nicht als stadtebaulich vertraglich erachtet.

Es ist festzustellen, dass sich die betreffenden Flachen auf funf einzelne Blockrand-
bereiche mit einer jeweiligen Grofle zwischen 0,6 ha und 1,1 ha auf einer Lange von
uber 900 m verteilen. Die Blockrandbereiche haben unterschiedliche stadtstrukturelle
und ortliche Funktionen.

Der ca. 0,6 ha grol3e sudliche Blockrandbereich zwischen Manfred-von-Richthofen-
Stralde und Hoeppnerstralle ist davon unabhangig zu betrachten. Durch die Lage
zwischen zwei Verkehrsachsen in unmittelbare Nahe zum S-Bahnhof Tempelhof ist
kein funktionaler Zusammenhang zu den Ubrigen Blockrandbereichen entlang des
Tempelhofer Damms gegeben.

Angesichts der in diesem Gebiet vorherrschenden Gemengelage aus Uberwiegend
Wohnen und Mischnutzungen, der vorgesehenen Sicherung dieses Bestandes sowie
der Unterteilung in Teilflachen mit unterschiedlicher stadtstruktureller Funktion ist
eine Entwickelbarkeit des Bebauungsplans in diesem Einzelfall gegeben und somit
eine Beeintrachtigung der Planungsziele des FNP nicht erkennbar (siehe Entwick-
lungsgrundsatz 1 der Ausfuhrungsvorschriften zum Darstellungsumfang zum Ent-
wicklungsrahmen sowie zu Anderungen des Flachennutzungsplans Berlin (AV-FNP),
Bekanntmachung Abl. Nr. 30/ 15.07.2011, S. 1482).

1.3.2.3. Stadtentwicklungsplanung

Die Berliner Stadtentwicklungsplanung ist ein in standiger Fortschreibung und Ruck-
koppelung befindlicher Prozess zur planerisch-konzeptionellen Steuerung.
Fir das Plangebiet bestehen folgende planrelevante Stadtentwicklungsplane:

StEP-Zentren 3

Der vorliegende StEP Zentren3 schreibt den StEP Zentren 2020 fort, den der Senat
im Jahr 2005 beschlossen hat. Er hat aufgrund seiner gesamtstadtischen Ausrich-
tung vorrangig die Profilierung und Entwicklung der stadtischen Zentren zum Ziel.
Zur Nahversorgung enthalt er grundlegende programmatische, aber keine raumlich
konkreten Aussagen. Die stadtischen Zentren sind ein pragendes Merkmal Berlins
und bestimmen wesentlich die Ausstrahlungskraft der Hauptstadt. Der Einzelhandel
ist dabei eine tragende Saule. Nicht zuletzt im Rahmen der Stadtentwicklungspla-
nung nimmt daher die Steuerung der Einzelhandelsentwicklung und ihrer potenziel-
len Auswirkungen auf die Zentrenstruktur eine herausragende Rolle ein. Insbesonde-
re mit Blick auf ein allgemeines wie auch Berlin-spezifisches Abflachen der Verkaufs-
flachenentwicklungskurve muss es auch kunftig darum gehen, eine attraktive Einzel-
handels- und Zentrenstruktur in Berlin zu erhalten und zu starken. Dabei sind neben
quantitativen Aspekten insbesondere auch qualitative Entwicklungsoptionen zu be-
rucksichtigen.

Folgende Ziele sind die inhaltlichen Schwerpunkte:
1. Berlin als Metropole starken
2. Polyzentralitat sichern und entwickeln
3. Funktionsmischung in den Zentren starken



4. Quantitaten steuern, um Qualitaten zu steigern
5. Nahversorgung sichern
6. Grol¥flachige Einzelhandelseinrichtungen stadtvertraglich integrieren

Das Plangebiet grenzt im Norden an das Stadtteilzentrum Mehringdamm und im Su-
den an das besondere Stadtteilzentrum Tempelhofer Damm an. Als vorrangiges Ziel
wird die Wahrung der Entwicklungschancen und die Aufwertung der bestehenden
Zentrum formuliert. Der Bebauungsplan geht mit diesen Ziel konform.

StEP-Industrie und Gewerbe

Das Plangebiet ist keinem der Teilgebiete des StEP-Industrie und Gewerbe zuzuord-
nen. Eine Abgleichung der planerisch-konzeptionellen Steuerung hinsichtlich einer
gewerblichen Entwicklung ist somit nicht vorzunehmen.

StEP-Verkehr

Den Kern des StEP Verkehr bildet das strategisch orientierte Handlungskonzept mit
dem Zeithorizont 2025.

Grundlage fir den Zielkatalog des StEP Verkehr sind die bereits in den letzten Jah-
ren verfolgten Leitlinien nachhaltiger Mobilitdts- und Verkehrsentwicklung. Ausge-
hend von beispielsweise rechtlich begriindeten Handlungserfordernissen oder auf-
bauend auf bereits Erreichtem wurden die Zielvorgaben fur das Jahr 2025 weiter ent-
wickelt. Die Ziele dienen als Grundlage fur die Entwicklung des Handlungskonzepts,
dem die folgende 12 Qualitatsziele im Sinne in vier Zieldimensionen zugrunde gelegt
werden:

Okonomische Zieldimension

1. Weitere Verbesserung der Fernerreichbarkeit und Ausnutzung der Lagequalitat in
Zentraleuropa an der Schnittstelle zwischen West- und Mittel-Ost-Europa durch
bessere Einbindung in die transeuropéischen Netze (Verbesserung der nationa-
len und internationalen Konkurrenzfahigkeit)

2. Weitere Verbesserung der Erreichbarkeit zwischen Berlin und den Siedlungsge-
bieten entlang der von Berlin ausgehenden Achsen

3. Sicherung und Verbesserung der Funktionsfahigkeit des Wirtschaftsverkehrs (Si-
cherung ausreichender Anteile an der Kapazitat der Verkehrsnetze, Bereitstellung
notwendiger Infrastruktur)

4. Schaffung von Rahmenbedingungen zur Steigerung der Effektivitadt und 6konomi-
schen Nachhaltigkeit des Gesamtverkehrssystems

Soziale Zieldimension

5. Herstellung gleicher Mobilitdtschancen: Bertcksichtigung unterschiedlicher Mobi-
litatsbedurfnisse aufgrund unterschiedlicher Lebensbedingungen

6. Starkung der polyzentrischen Stadtstruktur: Verbesserung der Erreichbarkeit
stadtischer Teilrdume und Stadtteile untereinander sowie mit den innerstadti-
schen Hauptzentren



7. Erh6hung der raumstrukturellen Stadtvertraglichkeit des Verkehrs (Begrenzung
von Schneisenwirkungen im Stadtraum, Reduzierung von Zasuren, Aufwertung
von Verkehrsraumen, Respektierung historischer Verkehrsnetzstrukturen)

8. Erhohung der Verkehrssicherheit (alle Verkehrsarten, alle Stadtrdume)

Okologische Zieldimension

9. Reduzierung des verkehrsbedingten Verbrauches natirlicher Ressourcen (Ener-
gie, freie Flache/Boden)

10.Entlastung der stadtischen und globalen Umwelt von verkehrsbedingten Belas-
tungen

11.Schaffung eines stadtvertraglichen Verkehrs fir sich verdndernde Mobilitatsbe-
durfnisse (Starkung der Inter- und Multimodalitat, Reduzierung des motorisierten
Verkehrsaufwands)

Institutionelle Zieldimension

12.Integration von Aufgabenfeldern und Einbeziehung von Akteuren bei der Erarbei-
tung von Zielen und Konzepten sowie der Umsetzung von MalRhahmen

Die Qualitatsziele werden durch insgesamt 44 jeweils zugeordnete und teilweise

guantifizierte Handlungsziele konkretisiert, um Anhaltspunkte fur die Beurteilung der

Zielerreichung zu schaffen.

Eine Abgleichung mit dem strategisch orientierten Handlungskonzept ist nicht erfor-
derlich bzw. hat keine Auswirkungen auf die Ziele des StEP-Verkehr. Der Bebau-
ungsplan leitet lediglich bestehendes Baurecht hinsichtlich der Nutzungsarten auf die
aktuellen Regelungen der BauNVO 90 Uber. Auswirkungen auf oder Festsetzung von
StralRenverkehrsflachen gibt es nicht.

StEP-Wohnen

Der StEP Wohnen von 2000 (alte Fassung) wird von der Senatsverwaltung fur Stadt-
entwicklung und Umwelt seit Anfang 2012 im Dialog mit den wesentlichen woh-
nungswirtschaftlichen Akteuren Uberarbeitet. Wichtige Grundlagen flir die Erarbei-
tung des StEP Wohnen sind die Bevolkerungsprognose fur Berlin, die gegenwartig
erarbeitet wird und die abgestimmten Flachenpotentiale fir den Wohnungsneubau.

Fir den Geltungsbereich des Bebauungsplans 7-37Bc sind im 0.g. Sinne keine Fla-
chenpotentiale in der Karte: ,Potentialflachen Wohnen ab 2011“ dargestellt.

1.3.2.4.Weitere stadtentwicklungsplanerische Rahmenbedingungen

Im Rahmen der Dokumentation ,Selbstbestimmtes Wohnen im Alter - stadtentwick-
lungsplanerische Rahmenbedingungen® wird von einem Neubaubedarf von 100.000
Wohnungen bis zum Jahr 2020 ausgegangen. Aufgrund der wachsenden Zahl von
Seniorenhaushalten der Uber 65jahrigen ist eine verstarkte Nachfrage nach altenge-
rechten Wohnungen anzunehmen. Bei gleichbleibenden Rahmenbedingungen kame
es ferner zu einem zusatzlichen Bedarf an Pflegeplatzen: Wahrend derzeit ca.
25.000 Uber 65jahrige in vollstationaren Pflegeheimen leben, wirde der Bedarf an



zusatzlichen Pflegeplatzen durch die Zunahme dieser Altersgruppe um etwa 20% bis
2020 rechnerisch um ungefahr 5000 steigen.

Diesem Bedarf wird durch den Bebauungsplan und sein Ziel der Uberleitung auf die
BauNVO 90 Rechnung getragen. Hier ist zu erwahnen, dass im o.g. Sinne vorher
ausnahmsweise zuldssige Nutzungen nun allgemein zulassig sind.

1.3.2.5.Bereichsentwicklungsplanung

Eine Abgleichung der planerisch-konzeptionellen Steuerung ist erfolgt. Es ergeben
sich keine negativen Auswirkungen auf die Ziele der Bereichsentwicklungsplanung.
Der Bebauungsplan leitet lediglich bestehendes Baurecht hinsichtlich der Nutzungs-
arten auf die aktuellen Regelungen der BauNVO™90 Uber.

1.3.2.6.Verbindliche Bauleitplanung

Innerhalb des Bebauungsplans 7-37Bc gelten folgende unterschiedliche planungs-
rechtliche Festsetzungen:

Baunutzungsplan:

Der Baunutzungsplan in der Fassung vom 28. Dezember 1960 (Abl. 1961, S. 742)
weist Teilflachen des Geltungsbereiches als allgemeines Wohngebiet und gemisch-
tes Gebiet aus.

Bebauungsplane:
Das Plangebiet ist zudem durch folgende festgesetzte Bebauungsplane uberplant:

XIII - 26 (festgesetzt am 28.03.1957 GVBI. S. 336),
Xl - 28 (festgesetzt am 29.05.1957 GVBI. S. 589),
X1 - 53 (festgesetzt am 01.06.1967 GVBI. S. 790),

Die Bebauungsplane werden im Bereich des Plangebiets nur hinsichtlich der Nut-
zungsarten Wohnbauten bzw. Allgemeines Wohngebiet (WA) und Geschéaftsbauten
tangiert.

1.3.2.7.Denkmalschutz

Die Denkmalkarte Berlin weist innerhalb des Geltungsbereichs zahlreiche Denkmale
auf.



1.3.2.8.Landschaftsplan

Der Bebauungsplan 7-37Bc ist nicht von einem Geltungsbereich eines festgesetzten
oder im Verfahren befindlichen Landschaftsplanes erfasst.

1.3.2.9.Landschaftsprogramm, Artenschutzprogramm

Das Landschaftsprogramm gliedert sich in die vier aufeinander abgestimmten Teil-
programme Naturhaushalt/Umweltschutz, Landschaftsbild, Biotop- und Artenschutz
sowie Erholung und Freiraumnutzung. Die in den vier Programmplanen formulierten
Entwicklungsziele und MalRinahmen geben Auskunft Uber das Schwergewicht und die
Dringlichkeit der im Plangebiet zu erflllenden Aufgaben des Naturschutzes und der
Landschaftspflege. Fur kunftige Entwicklungen im landschaftlichen und stadtebauli-
chen Bereich sind somit Erfordernisse und MaRnahmen fur Natur und Landschaft for-
muliert. Regelungsbedarf fur den Bebauungsplan 7-37Bc ergibt sich aufgrund der ge-
planten Uberleitung auf die BauNVO'90 hieraus nicht.

Il. Planinhalt
I.1. Entwicklung der Planungsiiberlegung

Ausgelost durch die Ungleichbehandlung bei der Genehmigungsfahigkeit von Nut-
zungsanderungswiunschen aufgrund unterschiedlicher planungsrechtlicher Beurtei-
lungsgrundlagen soll ein einheitliches und ,aktuelles” Beurteilungsinstrument gelten
(vgl. I.1. Veranlassung und Erforderlichkeit).

I1.2. Intention des Plans

Unter Erhaltung der bestehenden stadtebaulichen Strukturen innerhalb der festge-
setzten Baugebietskategorien (dabei entspricht Flache fur Wohnbauten / allgemeines
Wohngebiet = WA, Geschaftsbauten / gemischtes Gebiet / Mischgebiet = MI) soll
durch die dem Baugebiet entsprechende Uberleitung auf die planungsrechtlichen Re-
gelungen der BauNVO 90 zu beflrchtenden bodenrechtlichen Spannungen vermie-
den werden. Die in den derzeit festgesetzten Baugebietskategorien bei der Vorha-
benprifung anzulegenden Beurteilungsgrundlagen (anzuwendende Fassung der
BauNVO bzw. der BauO'58) werden vereinheitlicht. Die Prufung der Zulassigkeit ei-
nes Vorhabens ist zuklnftig ausschliellich durch die Baunutzungsverordnung von
1990 geregelt.

11.3. Wesentlicher Planinhalt

Es handelt sich um einen sog. Textbebauungsplan, der die Uberleitung / Anpassung
auf die geltende Baunutzungsverordnung von 1990 regeln soll.



Die geplanten Festsetzungen betreffen ausschliel3lich die folgenden Nutzungsarten,
fur die folgende textliche Festsetzungen getroffen werden:

Fir die Baugrundstucksflachen des Geltungsbereichs, die

- im Baunutzungsplan als allgemeines Wohngebiet ausgewiesen sind, wird als Art der Nut-
zung allgemeines Wohngebiet gemaR § 4 BauNVO‘90 festgesetzt.

- im Baunutzungsplan als gemischtes Gebiet ausgewiesen sind, wird als Art der Nutzung
Mischgebiet gemaR § 6 BauNVO'90 festgesetzt.

Fir die Baugrundstiicksflachen des Geltungsbereichs, die in den festgesetzten
Bebauungsplanen

X1-26, X111-28

als Flache fur Wohnbauten festgesetzt sind, wird als Art der Nutzung allgemeines Wohnge-
biet gemaR § 4 BauNVO‘90 festgesetzt.

als Flache fur Geschéaftsbauten festgesetzt sind, wird als Art der Nutzung Mischgebiet ge-
mafk § 6 BauNVO‘90 festgesetzt.

Fir die Baugrundsticksflachen des Geltungsbereichs, die im festgesetzten Be-
bauungsplan

X11-53

als allgemeines Wohngebiet gemaR BauNVO in einer Fassung vor 1990 festgesetzt sind,
wird als Art der Nutzung allgemeines Wohngebiet gemalR § 4 BauNVO'90 festgesetzt.

Alle planfestgestellten Eisenbahnflachen und sonstige planfestgestellte 6ffentliche
Verkehrsflachen sowie alle Nichtbaugebiete gemafl Baunutzungsplan in der Fassung
vom 28.12.1960 (ABI. 1961 S. 742), festgesetzte Gemeinbedarfsflachen, Dauerklein-
garten und offentliche Parkanlagen sowie Grunflachen in Bebauungsplanen inner-
halb des Geltungsbereich dieses Planes werden nicht tGberplant.

I.4. Abwagung und Begriindung

Mit der Uberleitung auf die BauNVO 90 wird mit einem Mindestmal auf die gewan-
delten stadtebaulichen Aufgaben reagiert. Diese zwingend notwendigen Anderungen
fuhren zu einer Verbesserung der Instrumente der bestandsorientierten Planung in-
nerhalb der festgesetzten Baugebiete. Das Ergebnis ist die Erhéhung des Schutzgu-
tes Wohnen. Ein Aspekt der hohen Wertigkeit der Wohnruhe ist der Umgang mit Be-
trieben des Beherbergungsgewerbes anzufihren. Vorher im Rahmen der BauO'58
allgemein zulassige Beherbergungsbetriebe (Hotels, Pensionen, Fremdenheime,
etc.) sind im allgemeinen Wohngebiet zuklnftig nur noch ausnahmsweise zulassig.
Zusatzlich wird der Begriff des Beherbergungsgewerbes durch die Kommentierung
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der BauNVO 90 eindeutiger gefasst, so dass Unterscheidungskriterien bei der Ein-
ordnung zwischen nicht storender Pension und storendem Hotel mitgegeben werden.
Allgemein wird durch die Uberleitung eine Verbesserung der Ausstattung im Bereich
der sozialen Infrastruktur durch eine erleichterte Genehmigungsfahigkeit von Anla-
gen fur sportliche Zwecke ermdoglicht.

Verkiirzt sind folgende Anderungen durch diesen Bebauungsplan zu erwahnen:

» Anlagen fir sportliche Zwecke werden in WA-Gebieten allgemein zulassig.

» Betriebe des Beherbergungsgewerbes (Hotels, Pensionen, Fremdenheime) sind im WA-
Gebieten nur noch ausnahmsweise zulassig.

» Der Begriff des Wohnens ist weitgehender definiert, so dass z.B. Seniorenwohnanlagen
unabhangig von ihrer Auspragung im allgemeinen Wohngebiet zugelassen werden kon-
nen.

* Vergnugungsstatten bleiben in WA-Gebieten unzuldssig. In MI-Gebieten sind sie allge-
mein zuldssig soweit sie nicht kerngebietstypisch sind und im Uberwiegend gewerblich
gepragten Teil angesiedelt werden sollen. Die in diesem Bebauungsplan erfassten
Mischgebiete weisen jedoch keine gewerbliche Pragung auf. Der Ausnahmetatbestand
fur die Zulassigkeit nicht kerngebietstypischer Vergnigungsstatten aufierhalb von ge-
werblich gepragten Mischgebieten liegt in diesem Bebauungsplan ebenfalls nicht vor.

11.4.1.Art der baulichen Nutzung

Der Bebauungsplan 7-37Bc soll die vorhandenen durch Baunutzungsplan und Be-
bauungsplane festgesetzte Nutzungsarten auf die BauNVO 90 Uberleiten. Von der
Festsetzung sind die folgenden Baugebiete folgendermalien erfasst:

» allgemeines Wohngebiet (WA) bzw. Flache fur Wohnbauten gemald Baunut-
zungsplan bzw. BauNVO'62,’68,"77/°86 wird zu allgemeinem Wohngebiet (WA)
gemaf § 4 BauNVO 90.

* gemischtes Gebiet bzw. Flache fur Geschéaftsbauten gemall Baunutzungsplan
bzw. BauNVO’'62,"68,"77/°86 wird zu Mischgebiet (M) gemal’ § 6 BauNVO 90.

Dazu werden folgende Textliche Festsetzungen formuliert:
Fir die Baugrundstiicksflachen des Geltungsbereichs, die

- im Baunutzungsplan in der Fassung vom 28.12.1960 (ABI. 1961 S. 742) als allgemeines
Wohngebiet gemall § 7 Nr. 8 der Bauordnung fur Berlin in der Fassung vom 21.11.1958
(GVBI. S. 1087/1104) ausgewiesen sind, wird als Art der Nutzung allgemeines Wohngebiet
gemal § 4 der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsver-
ordnung —BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

- im Baunutzungsplan in der Fassung vom 28.12.1960 (ABI. 1961 S. 742) als gemischtes Ge-
biet gemal § 7 Nr. 9 der Bauordnung fir Berlin in der Fassung vom 21.11.1958 (GVBI. S.
1087/1104) ausgewiesen sind, wird als Art der Nutzung Mischgebiet gemal’ § 6 der Verord-
nung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung —BauNVO) in
der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetz-
tes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
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Fir die Baugrundsticksflachen des Geltungsbereichs, die in den Bebauungsplanen

XIII - 26 (festgesetzt am 28.03.1957 GVBI. S. 336),
XIII - 28 (festgesetzt am 29.05.1957 GVBI. S. 589),

- als Flache flir Wohnbauten festgesetzt sind, wird als Art der Nutzung allgemeines Wohnge-
biet gemaf § 4 der Verordnung lber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungs-
verordnung — BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt geandert
durch Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

- als Flache fir Geschaftsbauten festgesetzt sind, wird als Art der Nutzung Mischgebiet ge-
maf § 6 der Verordnung tber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverord-
nung — BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Fir die Baugrundsticksflachen des Geltungsbereichs, die im Bebauungsplan

Xl -53 (festgesetzt am 01.06.1967 GVBI. S. 790)

- als allgemeines Wohngebiet gemafl § 4 der Verordnung uUber die bauliche Nutzung der
Grundstiicke (Baunutzungsverordnung — BauNVO) in einer bis zum Inkrafttreten der Bau-
nutzungsverordnung 1990 (BGBI. | S. 132) giltigen Fassung festgesetzt sind, wird als Art
der Nutzung allgemeines Wohngebiet gemé&f § 4 der Verordnung Uber die bauliche Nut-
zung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung — BauNVO) in der Fassung vom
23.01.1990 (BGBI. I S. 132) zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April
1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Damit sind die Zulassigkeiten in den o0.g. Bebauungsplane im Rahmen des allgemei-
nen Wohngebietes gemal} § 4 BauNVO*90 mit folgenden Wortlaut geregelt:

(1) Allgemeine Wohngebiete dienen vorwiegend dem Wohnen.

(2) Zulassig sind

1. Wohngebaude,

2. die der Versorgung des Gebiets dienenden Laden, Schank- und Speisewirt-

schaften sowie nicht stérenden Handwerksbetriebe,

3. Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche

Zwecke.

(3) Ausnahmsweise kbnnen zugelassen werden

1. Betriebe des Beherbergungsgewerbes,

2. sonstige nicht storende Gewerbebetriebe,

3. Anlagen fir Verwaltungen,

4. Gartenbaubetriebe,

5. Tankstellen.
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Der § 6 BauNVO'90 (Mischgebiet) regelt die Zulassigkeiten in den o.g. Bebauungs-
plane mit folgenden Wortlaut:
(1) Mischgebiete dienen dem Wohnen und der Unterbringung von Gewerbe-
betrieben, die das Wohnen nicht wesentlich stéren.
(2) Zulassig sind
1. Wohngebaude,
2. Geschaéfts- und Blrogebaude,
3. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des
Beherbergungsgewerbes,
4. sonstige Gewerbebetriebe,
5. Anlagen fur Verwaltungen sowie fur kirchliche, kulturelle, soziale, gesund-
heitliche und sportliche Zwecke,
6. Gartenbaubetriebe,
7. Tankstellen,
8. Vergnugungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr. 2 in den Teilen des Ge-
biets, die Gberwiegend durch gewerbliche Nutzungen gepragt sind.
(3) Ausnahmsweise kdnnen Vergnugungsstatten im Sinne des § 4a Abs. 3 Nr.
2 auBerhalb der in Absatz 2 Nr. 8 bezeichneten Teile des Gebiets zugelassen
werden.

Aufgrund dieser Neuregelung kann nun in der Planungspraxis den wiederkehrenden
Einzelproblemen einheitlich entgegengetreten werden. Alle durch den Bebauungs-
plan 7-37Bc erfassten Baugebiete kdnnen gleichermal3en problemimmanent auf die
Regelungen der vom Gesetzgeber durch zahlreiche Anderungsnovellen angepassten
Rechtsauffassung zugreifen.

In der Einfiihrung zur Kommentierung der 10. Anderungsverordnung der BauNVO 90
heillt es sinngemal}, dass Festsetzungen (durch Bebauungsplan) zur baulichen Nut-
zung mit geringem Planungsaufwand getroffen werden kénnen. Die BauNVO 90 sei
ein flexibles Instrument zur Arbeitsvereinfachung und bewahrtes Mittel der Konflikt-
bewaltigung, welches zur Planverstandlichkeit diene.

Entsprechend sind die Festsetzungen des Bebauungsplanes 7-37Bc gewahlt.

Mit der Uberleitung werden insbesondere die stadtebaulichen Schwerpunkte zur Fra-
ge der Gebietsvertraglichkeit von Sportanlagen im Wohngebiet und die Zulassigkeit
von Vergnugungsstatten im Mischgebiet bzw. deren Unzulassigkeit im allgemeinen
Wohngebiet eindeutig geregelt.

Fir die allgemeine Zulassigkeit der Anlagen fur sportliche Zwecke gilt nun die Gleich-
stellung mit den anderen allgemein zulassigen Infrastruktureinrichtungen (Anlagen
fur kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke). Im Rahmen der
Gleichstellung gelten dann auch alle Vorgaben zu Schutzwurdigkeit und Einhaltung
des zulassigen Storungsgrades.

Wesentliches Anliegen bei der Anderung der Zulassigkeit von Vergniigungsstatten ist
es, stadtebaulich nachteilige Auswirkungen, die von Vergnugungsstatten ausgehen
kénnen, zu erfassen. Unter dem Begriff der Vergntigungsstatte sind u.a. Nutzungen
wie Spielhallen, Diskotheken, Kinos und Nachtlokale zusammengefasst. Eine Ver-
gnugungsstatte kann unterschiedliche Auspragungen haben, dient aber im stadte-
baurechtlichen Sinne immer der Befriedigung bestimmter Freizeitbedurfnisse oder
der Zerstreuung und Unterhaltung der Bevdlkerung. Eine Vergnlgungsstatte soll all-
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gemein nur im gewerblich gepragten Teil der Mischgebiete zulassig sein, wenn sie
nicht kerngebietstypisch (unter 100m? Geschossflache) ist. Im nicht gewerblich ge-
pragten Bereich ware sie ausnahmsweise zulassig. Der Ausnahmetatbestand ist in
diesem Fall vom Anlagenbetreiber begrindet vorzubringen und unterliegt dann dem
Ermessen der Gemeinde.

Schlieldlich ist den vorgenannten Regelungen gemein, dass nur die nicht kerngebiet-
stypischen Vergnugungsstatten erfasst sind. Insofern kdnnen nachteilige Auswirkun-
gen auf die Wohnbedurfnisse der Bevolkerung sowie auf andere sensible Nutzungen
erfasst werden. Insgesamt kann nun die im Rahmen der Novellierung der Baunut-
zungsverordnung beabsichtigte Losung der Spielhallenproblematik umgesetzt wer-
den. Die sog. kerngebietstypischen Vergnigungsstatten sind ausschlielich im Kern-
gebiet zulassig.

Fir die Baugebiete innerhalb des Regelungsrahmens Baunutzungsplan/Bauordnung
Berlin von 1958 greift nun der Begriff ,Betriebe des Beherbergungsgewerbes®. Damit
werden die Fremdenheime und Hotels unter den o.g. Begriff zusammengefasst. Da-
nach sind diese Betriebe im allgemeinen Wohngebiet nur noch ausnahmsweise und
im Mischgebiet allgemein zulassig. Wann ein Betrieb ein Hotel oder eine Pension ist,
und welcher Stérungsgrad von ihm ausgehen darf bzw. inwieweit er im jeweiligen
Baugebiet zulassig ist, unterliegt einem strengen Prufkriterium. Insbesondere wird
bei der Prifung der Ausnahme Rucksicht auf die Wohnruhe im allgemeinen Wohnge-
biet zu nehmen sein. Dabei hat sich der Nutzungsumfang des Beherbergungsbetrie-
bes nach der Eigenart des betreffenden allgemeinen Wohngebiets zu richten. Die
durch den Betrieb hervorgerufenen Beeintrachtigungen konnen damit zur Unzulas-
sigkeit fihren. Der Schutzanspruch des Wohnens hat Vorrang.

[1.4.2.Mal} der baulichen Nutzung

Es werden keine Nutzungsmalle festgesetzt oder verandert. Die hinsichtlich der Nut-
zungsmale bestehenden planungsrechtlichen Regelungen werden von den Festset-
zungen des Bebauungsplans 7-37Bc nicht berthrt. Es gelten die entsprechenden
Festsetzungen aus dem Baunutzungsplan oder den festgesetzten Bebauungsplanen.

11.4.3.Bauweise und Uberbaubare Grundstiicksflache

Es werden keine Festsetzungen zur Bauweise oder zu Uberbaubaren Grundstucks-
flachen getroffen. Die hinsichtlich der Bauweise und der Uberbaubaren Grundstticks-
flache bestehenden planungsrechtlichen Regelungen werden von den Festsetzun-
gen des Bebauungsplans 7-37Bc nicht berthrt. Es gelten die entsprechenden Fest-
setzungen aus dem Baunutzungsplan oder den festgesetzten Bebauungsplanen.

I1.4.4. Textliche Festsetzungen

Fir die Baugrundstucksflachen des Geltungsbereichs, die

im Baunutzungsplan in der Fassung vom 28.12.1960 (ABI. 1961 S. 742) als allgemeines
Wohngebiet gemall § 7 Nr. 8 der Bauordnung fir Berlin in der Fassung vom 21.11.1958
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(GVBI. S. 1087/1104) ausgewiesen sind, wird als Art der Nutzung allgemeines Wohngebiet
gemalf § 4 der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsver-
ordnung —BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

- im Baunutzungsplan in der Fassung vom 28.12.1960 (ABI. 1961 S. 742) als gemischtes Ge-
biet gemal § 7 Nr. 9 der Bauordnung fir Berlin in der Fassung vom 21.11.1958 (GVBI. S.
1087/1104) ausgewiesen sind, wird als Art der Nutzung Mischgebiet gemal’ § 6 der Verord-
nung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung —BauNVO) in
der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt geandert durch Artikel 3 des Gesetz-
tes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Fir die Baugrundsticksflachen des Geltungsbereichs, die in den Bebauungsplanen

XIII - 26 (festgesetzt am 28.03.1957 GVBI. S. 336),
XIII - 28 (festgesetzt am 29.05.1957 GVBI. S. 589),

- als Flache flir Wohnbauten festgesetzt sind, wird als Art der Nutzung allgemeines Wohnge-
biet gemaf § 4 der Verordnung (ber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungs-
verordnung — BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt geandert
durch Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

- als Flache fir Geschaftsbauten festgesetzt sind, wird als Art der Nutzung Mischgebiet ge-
maf § 6 der Verordnung Uber die bauliche Nutzung der Grundstiicke (Baunutzungsverord-
nung — BauNVO) in der Fassung vom 23.01.1990 (BGBI. | S. 132) zuletzt geandert durch
Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April 1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Fir die Baugrundsticksflachen des Geltungsbereichs, die im Bebauungsplan

Xl -53 (festgesetzt am 01.06.1967 GVBI. S. 790)

- als allgemeines Wohngebiet gemafl § 4 der Verordnung uUber die bauliche Nutzung der
Grundstiicke (Baunutzungsverordnung — BauNVO) in einer bis zum Inkrafttreten der Bau-
nutzungsverordnung 1990 (BGBI. | S. 132) giltigen Fassung festgesetzt sind, wird als Art
der Nutzung allgemeines Wohngebiet gemé&f § 4 der Verordnung Uber die bauliche Nut-
zung der Grundstiicke (Baunutzungsverordnung — BauNVO) in der Fassung vom
23.01.1990 (BGBI. I S. 132) zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetztes vom 22.April
1993 (BGBI. | S. 466) festgesetzt.

(Rechtsgrundlage: § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Zu den Zulassigkeiten in den einzelnen festgesetzten Baugebieten bezuglich der Art
der Nutzung siehe Pkt. 11.4.1.
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11.4.5.Weitere Abwagung

Die Bebauungsplaninhalte gehen konform mit den Zielen der vorbereitenden Bauleit-
planung. Der Flachennutzungsplan stellt Bauflachen dar, die durch den Bebauungs-
plan 7-37Bc im Rahmen der Uberleitung des bestehenden Planungsrechtes entspre-
chend entwickelbar sind.

Die Planinhalte stehen dartber hinaus im Einklang mit den Darstellungen des Land-
schafts- und Artenschutzprogramms sowie der Stadt- und Bereichsentwicklungspla-
nung (vgl. oben).

Die Festsetzungen des Bebauungsplanes 7-37Bc gewahrleisten eine nachhaltige
Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte Boden-
nutzung. Die sozialen, wirtschaftlichen und umweltschiutzenden Anforderungen wer-
den in Verantwortung gegenuber kinftigen Generationen miteinander in Einklang ge-
bracht. Der Bebauungsplan tragt dazu bei, eine menschenwirdige Umwelt zu si-
chern und die naturlichen Lebensgrundlagen zu schutzen und zu entwickeln, sowie
die stadtebauliche Struktur und das Ortsbild baukulturell zu erhalten und zu gestal-
ten.

I1.4.6.Abwagung nach Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager

Es gingen 11 schriftliche AuRerungen von insgesamt 17 Beteiligten ein.

Von der Industrie- und Handelskammer wurde ein Hinweis zum Bestandsschutz ge-
geben. Im Falle der Reduzierung einer Nutzung auf den einfachen Bestandsschutz
sollte ggf. die Gewahrung des erweiterten Bestandsschutzes gepruft werden.

Eine entsprechende Vorgehensweise ist innerhalb eines Bauantrags-/ Nutzungsan-
derungsverfahrens maoglich.

Die Senatsverwaltung fur Finanzen schreibt: ,In Abstimmung mit dem Liegenschafts-
fonds bestehen grundsatzlich keine Bedenken. Gleichwohl sieht der Liegenschafts-
fonds durch den Ausschluss von grolflachigem Einzelhandel mittelbare Auswirkun-
gen auf seine Vermarktungstatigkeit in dem Bereich.”

Durch den Bebauungsplan 7-37Bc wird kein Ausschluss von grofRflachigem Einzel-
handel festgesetzt. Der B-Plan leitet ausschlieRlich bestehendes Baurecht auf die
BauNVO’90 Uber. Damit ware ein grof¥flachiger Einzelhandel auch weiterhin im hier
ubergeleiteten Kerngebiet zulassig.

FUr den Bebauungsplan ergaben sich nach Durchfiihrung und Auswertung der Betei-
ligung geman § 4 (2) BauGB keine Anderungen.

Im Rahmen einer erforderlichen Geltungsbereichsreduzierung (s. Pkt. IV.7) wurde
das Kerngebiet herausgetrennt, so dass der formulierte Belang der Senatsverwal-
tung flr Finanzen fur dieses Verfahren nicht zu bericksichtigen ist. In allen durch
den Bebauungsplan betroffenen Baugebieten (allgemeines Wohngebiet und Misch-
gebiet) sind oder waren derartige Nutzungen nie zulassig.

I1.4.7.Abwagung nach Auslegung

Im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung hat kein Biirger den Entwurf des Bebau-
ungsplans 7-37Bc eingesehen. Es wurden keine schriftlichen Stellungnahmen oder
Hinweise aus der Offentlichkeit vorgebracht.
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lll. Auswirkungen des Bebauungsplans
lll.1.Auswirkungen auf die Umwelt

Es liegt gemal § 1a Abs. 3 BauGB kein Eingriff in Natur und Landschaft vor, da kei-
ne neuen Uberbaubaren Grundstlcksflachen festgesetzt werden.

Es handelt sich um einen Textbebauungsplan mit dem Inhalt der Umstellung auf die
aktuelle Baunutzungsverordnung ohne in die Grundzuge der Planung einzugreifen.
Hierbei werden die vorhandenen Baugebiete hinsichtlich ihrer Nutzungsart auf die
entsprechenden aktuellen Regelungen der BauNVO 90 Ubergeleitet. Es werden kei-
ne zusatzlichen oder veranderten Baugebiete festgesetzt. Die Nutzungsmale blei-
ben unberthrt. Es wird ausschlieB3lich der Handlungsspielraum hinsichtlich der Ge-
nehmigungsfahigkeit einzelner Nutzungsarten an den neusten Stand der Rechtspre-
chung angepasst. Es handelt sich um einen sog. Angebots-Bebauungsplan mit allge-
mein gehaltenen, typisierten Festsetzungen, der keine UVP-pflichtigen Vorhaben
vorbereitet oder begrindet und keiner Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB be-
darf. Es gibt keine Anhaltspunkte fir eine Beeintrachtigung der in § 1 Abs. 6 Nr. 7
Buchstabe b BauGB genannten Schutzguter. Das Verfahren wird daher als verein-
fachtes Verfahren gemaf § 13 BauGB durchgefuhrt.

Die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse wurden
bei der Aufstellung des Bebauungsplanes bericksichtigt auch insbesondere vor dem
Hintergrund maoglicher Eintragungen in das Bodenbelastungskataster bzw. dem Vor-
handensein von Altlasten- und altlastenverdachtigen Flachen. (vgl. Pkt. 1.3.1.2.)

lll.2.HaushaltsmaRige und personelle Auswirkungen

Die Festsetzung des Bebauungsplanes fuhrt weder zu haushaltsmaRigen noch zu
personellen Auswirkungen.

l1.3.Entschidigung und Ubernahmefolgen

Die Festsetzung des Bebauungsplans 7-37Bc wird zu keinen Entschadigungs- und
Ubernahmeansprichen fuhren.
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IV. Verfahren
IV.1.Mitteilung der Aufstellung

Uber die Absicht, das Bebauungsplanverfahren 7-37Bc einzuleiten und in einem ver-
einfachten Verfahren nach § 13 BauGB (Verzicht auf eine Umweltprifung nach § 2
Abs. 4 BauGB) durchzuflihren, sind gemall § 5 AGBauGB die Senatsverwaltung fur
Stadtentwicklung und die Gemeinsame Landesplanungsabteilung (GL) mit Schreiben
vom 03. Juli 2009 informiert worden. Bedenken wurden keine vorgetragen.

IV.2.Aufstellungsbeschluss und 6ffentliche Bekanntmachung

Das Bezirksamt Tempelhof-Schoneberg von Berlin hat am 22. September 2009 die
Aufstellung des Bebauungsplanes 7-37Bc beschlossen (Beschluss-Nr.: 214/09). Die
Durchfuhrung des Bebauungsplanverfahren 7-37Bc erfolgt entsprechend des Auf-
stellungsbeschlusses in einem vereinfachten Verfahren nach § 13 BauGB (ohne
Durchfihrung einer Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB). Der Aufstellungsbe-
schluss wurde am 06. November 2009 im Amtsblatt fur Berlin Nr. 51, Seite 2565 ver-
offentlicht.

IV.3.Friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit / Triager 6ffentl. Belange

Mit der Anwendung des § 13 BauGB wird der Gemeinde die Mdglichkeit gegeben,
nach eigenem Ermessen auf die fruhzeitige Unterrichtung und Erorterung nach § 3
Abs. 1 und § 4 Abs.1 BauGB zu verzichten. Von dieser Moéglichkeit wurde Gebrauch
gemacht.

IV.4.Beteiligung der Trager offentlicher Belange

Mit Schreiben vom 16.08.2010 wurden die Behdrden und Trager o6ffentlicher Belange
gemal § 4 Abs. 2 BauGB beteiligt. Von 17 beteiligten Tragern und Behorden gaben
11 eine Stellungnahme ab. Von einem Beteiligten wurden Hinweise gegeben. Diese
wurden in die Begrundung ubernommen. Die Bedenken eines Beteiligten wurden
sachgerecht abgewogen bzw. konnten ausgeraumt werden (vgl. Pkt. 11.4.6. Abwa-
gung nach Beteiligung der Behorden und sonstigen Trager).

IV.5.0ffentlichkeitsbeteiligung

Die Beteiligung der Offentlichkeit gemal § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom
06.09.2010 bis einschlieBlich 05.10.2010 statt. Wahrend dieser Zeit lag der Entwurf
des Bebauungsplans 7-37Bc vom 17.08.2010 offentlich aus. Die Auslegung wurde
im Amtsblatt fur Berlin Nr. 35 vom 27.08.2010 Seite 1455/1456 und in zwei Berliner
Tageszeitungen am 27.08.2010 fristgerecht bekannt gemacht.

Es wurde darauf hingewiesen, dass das Verfahren gemall § 13 BauGB als verein-
fachtes Verfahren ohne Umweltprifung nach § 2 Abs. 4 BauGB durchgeflhrt wird.
Wahrend der Auslegungsfrist konnten Stellungnahmen abgegeben werden. Diese
waren in die anschlieRende Abwagung der 6ffentlichen und privaten Belange gegen-
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einander und untereinander einzubeziehen. Nicht fristgerecht abgegebene Stellung-
nahmen konnten unbericksichtigt bleiben.

Es wurde auch darauf hingewiesen, dass ein Antrag nach § 47 der Verwaltungsge-
richtsordnung unzulassig ist, soweit mit ihm Einwendungen geltend gemacht werden,
die vom Antragsteller im Rahmen der Auslegung nicht oder nur verspatet geltend ge-
macht wurden, aber hatten geltend gemacht werden konnen.

Im Internet erfolgte parallel eine Information Uber die Offentlichkeitsbeteiligung. Plan-
und Begrindungsentwurf wurden fur jedermann offentlich einsehbar ebenfalls ins In-
ternet gestellt (parallel zur Offentlichkeitsbeteiligung).

Die Behorden und Stellen, die Trager offentlicher Belange sind wurden mit Schreiben
vom 16.08.2010 Uber die stattfindende Offentlichkeitsbeteiligung informiert und auf-
gefordert ggf. Stellungnahmen abzugeben.

IV.6.Festsetzung

Nach dem Beschluss des Bezirksamtes Tempelhof-Schoneberg von Berlin vom

07.12.2010, die Vorlage zur Beschlussfassung des Bebauungsplanes 7-37Bc vom

17.08.2010 an die Bezirksverordnetenversammlung zu uberweisen, wurde dort, nach

Behandlung im Ausschuss fur Stadtplanung, der Bebauungsplan 7-37Bc vom

17.08.2010 sowie der Entwurf der Rechtsverordnung zur Festsetzung des Bebau-

ungsplanes 7-37Bc vom 17.08.2010 gemal} § 6 Abs. 3 AGBauGB i.V. m. § 12 Abs. 2

Nr. 4 BezVG am 19.01.2011 beschlossen.

Der Bebauungsplan 7-37Bc vom 17.08.2010 ist mit Schreiben vom 08.02. 2011 und

den erforderlichen Unterlagen gemal® AV Anzeigeverfahren der zustandigen Senats-

verwaltung zur Festsetzung durch das Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg angezeigt
worden.

Der Bebauungsplan 7-37Bc vom 17.08.2010 ist nach Uberpriifung durch die zustan-

dige Senatsverwaltung am 08.04.2011 rechtlich beanstandet worden. Der Bebau-

ungsplan ist nach Uberarbeitung der Begriindung — ggf. auch nach Anderung des

Plans und erforderlichen Beteiligungen — und erneutem BVV-Beschluss nochmals

anzuzeigen.

Es wurde beanstandet:

1. Fehlende Darlegung der Entwickelbarkeit aus der Darstellung des Flachennut-
zungsplans (Ermittlungs- und Abwagungsausfall). Die Ausweisung von Misch- so-
wie Kerngebiet weicht erheblich von der geltenden Darstellung des Flachennut-
zungsplans ab. (s. hierzu Pkt. 1.3.2.2.)

2. Darlegung der Erforderlichkeit des Bebauungsplans aufgrund falscher Darlegung
der bestehenden Rechtsgrundlagen (Ermittlungs- uns Abwagungsausfall). Die
Ausflhrungen zur nunmehrigen Regelung der Zulassigkeit von Vergnligungsstat-
ten in den jeweiligen Baugebieten im Vergleich zu fruheren Regelungen sind zum
Groldteil falsch. (s. hierzu Pkt. 11.4. und IV. 7)

Die Uberarbeitung ist entsprechend erfolgt, so dass der Bebauungsplan mit Begriin-

dung erneut ausgelegt wird.

IV.7.Reduzierung des Geltungsbereiches

Entsprechend der Ergebnisse aus der Rechtsprufung bei der Senatsverwaltung fur
Stadtentwicklung und des ermittelten Planerfordernisses fir die als Kerngebiet fest-

19



gesetzten Grundstiicke Kaiserkorso 155 und Tempelhofer Damm 2/6 wurde eine Re-
duzierung des Geltungsbereiches mit Beschluss durch das Bezirksamt am
17.04.2012 (Beschluss-Nr. 88/XIl) durchgefuhrt. Die Planungsziele des Bebauungs-
plans 7-37Bc waren davon unberuhrt. Der abzutrennende und neu zu beplanende
Teilbereich hat durch seine im Bebauungsplan 7-58B formulierten Planungsinhalte
(Uberpriifung, ob im Rahmen der Starkung des Nahversorgungszentrums ,Platz der
Luftbricke® an der Kerngebietsfestsetzung festgehalten werden soll oder, ob eine an-
dere Gebietsart (z. B. Mischgebiet) stadtebaulich sinnvoller ist.) keine Auswirkungen
auf den verbleibenden Planbereich.

Im Rahmen der Mitteilung gemal® § 5 AGBauGB wurden die Senatsverwaltung fur
Stadtentwicklung und die Gemeinsame Landesplanungsabteilung (GL) mit Schreiben
vom 14.12.2011 vorher daruber informiert. Bedenken wurden keine vorgetragen.

Die Reduzierung wurde im Amtsblatt fir Berlin Nr. 22 vom 01.06.2012 Seite 841 ver-
offentlicht.

Der Bebauungsplan wurde durch Deckblatt vom 16.05.2012 geandert.

IV.8.Erneute Offentlichkeitsbeteiligung und Benachrichtigung der Behérden
und sonstigen Trager offentlicher Belange

Ebenfalls als Ergebnis aus der Rechtsprifung bei der Senatsverwaltung fur Stadtent-
wicklung und des ermittelten Planerfordernisses fur die Grundstlcke Kaiserkorso 155
und Tempelhofer Damm 2/6 ist eine erneute Offentlichkeitsbeteiligung und die Betei-
ligung der Behorden und sonstigen Trager oOffentlicher Belange erforderlich. Die Aus-
legung wurde im Amtsblatt flr Berlin Nr. 47 vom 09.11.2012 Seite ....... und in zwei
Berliner Tageszeitungen am 09.11.2012 mit dem Hinweis, dass nur zu den geander-
ten Teilen Stellungnahmen abzugeben sind, fristgerecht bekannt gemacht. Die Be-
horden und Stellen, die Trager offentlicher Belange sind wurden mit Schreiben vom
9.11.2012 (iber die stattfindende erneute Offentlichkeitsbeteiligung informiert und
aufgefordert ggf. Stellungnahmen zu den geanderten Teilen abzugeben.
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V. Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004
(BGBI. | S. 2414), zuletzt geandert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22.07.2011 (BGBI.
I S. 1509)

Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23. Januar 1990 (BGBI. | S.
132), zuletzt gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 22. April 1993 (BGBI. | S. 466)

Gesetz zur Ausfiihrung des Baugesetzbuchs (AGBauGB) in der Fassung vom 7. No-
vember 1999 (GVBI. S. 578), zuletzt geandert durch Gesetz vom 3. November 2005
(GVBI. S. 692)

Aufgestellt

Berlin, den

Bezirksamt Tempelhof-Schéneberg von Berlin
Abteilung Gesundheit, Soziales, Stadtentwicklung
Fachbereich Stadtplanung

Baldow

21



	I.Planungsgegenstand
	I.1.Veranlassung und Erforderlichkeit
	I.2.Plangebiet
	I.3.Ausgangssituation
	I.3.1.Bestand
	I.3.1.1.Stadträumliche Einordnung und Eigentumsverhältnisse
	I.3.1.2.Bodenschutz/Altlasten

	I.3.2.Planerische Ausgangssituation
	I.3.2.1.Raumordnung und Landesentwicklungsplanung
	I.3.2.2.Flächennutzungsplan
	I.3.2.3.Stadtentwicklungsplanung
	I.3.2.4.Weitere stadtentwicklungsplanerische Rahmenbedingungen
	I.3.2.5.Bereichsentwicklungsplanung
	I.3.2.6.Verbindliche Bauleitplanung
	I.3.2.7.Denkmalschutz
	I.3.2.8.Landschaftsplan
	I.3.2.9.Landschaftsprogramm, Artenschutzprogramm



	II.Planinhalt
	II.1.Entwicklung der Planungsüberlegung
	II.2.Intention des Plans
	II.3.Wesentlicher Planinhalt
	II.4.Abwägung und Begründung
	II.4.1.Art der baulichen Nutzung
	II.4.2.Maß der baulichen Nutzung
	II.4.3.Bauweise und überbaubare Grundstücksfläche
	II.4.4.Textliche Festsetzungen
	II.4.5.Weitere Abwägung
	II.4.6.Abwägung nach Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger
	II.4.7.Abwägung nach Auslegung


	III.Auswirkungen des Bebauungsplans
	III.1.Auswirkungen auf die Umwelt
	III.2.Haushaltsmäßige und personelle Auswirkungen
	III.3.Entschädigung und Übernahmefolgen

	IV.Verfahren
	IV.1.Mitteilung der Aufstellung
	IV.2.Aufstellungsbeschluss und öffentliche Bekanntmachung
	IV.3.Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit / Träger öffentl. Belange
	IV.4.Beteiligung der Träger öffentlicher Belange
	IV.5.Öffentlichkeitsbeteiligung
	IV.6.Festsetzung
	IV.7.Reduzierung des Geltungsbereiches
	IV.8.Erneute Öffentlichkeitsbeteiligung und Benachrichtigung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange

	V.Rechtsgrundlagen

